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Liebe Kolleginnen, 
 
wir berichten von unserer Sitzung des ver.di-Landesfrauenrates vom 01.04.2017 in 
München. 
 
Auf der umfangreichen Tagesordnung standen diesmal die Vorbereitungen für die DGB 
Bezirksfrauenkonferenz vom 19.05. bis 20.05.2017 in Bamberg. Dazu wurde einstimmig 
ein Leitantrag zum Thema „Arbeitszeit“ verabschiedet. Fragt man in Deutschland 
Beschäftige dann wünscht sich die Mehrheit eine Veränderung ihrer derzeitigen 
Arbeitszeiten. Es ist auch deutlich erkennbar, dass die Diskrepanz zwischen der 
tatsächlichen und der Wunscharbeitszeiten sich negativ auf das psychische Wohlbefinden 
auswirkt. Deshalb fordern wir:  

1. Die gewerkschaftliche Debatte über das Volumen und die Gestaltung der Arbeitszeit vorne 
an zu stellen und auf die politische Agenda zu setzen. 

2. Ziel ist die Einführung einer kurzen Vollarbeitszeit für alle (30 h/Woche), bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich. 

3. Keine Öffnung des Arbeitszeitgesetzes. 
4. Beschäftigte sollen ihre Arbeitszeit je nach Lebensphase und ohne negative Auswirkungen 

auf die berufliche Entwicklung jährlich anpassen können. 
5. Die Arbeitgeber*in muss zur Verwirklichung der work-life-balance der Beschäftigten aktiv 

beitragen. 

Thema war auch die Gleichstellungspolitik auf der Bundesebene, z.B. Mindestlohn, 
Mutterschutzgesetz, Quote, Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen „Nein heißt Nein“. 
 
Es wurde bedauert, dass nicht mehr damit zu rechnen ist, dass das Rückkehrrecht von 
Teilzeit auf Vollzeit auf der Bundesebene noch verabschiedet wird. Dieses 
Gesetzesvorhaben begrüßen wir aber ausdrücklich und fordern die CDU/CSU weiter auf, 
ihre Blockadehaltung aufzugeben. 
 
Dagegen löst das vom Bundestag verabschiedete Lohntransparenzgesetz keine große 
Begeisterung aus. Dieses Gesetz ist ein kleiner Schritt hin zur geschlechtergerechten 
Bezahlung in den Betrieben und leitet hoffentlich einen Mentalitätswandel in Deutschland 
ein, damit Gehälter keine geheimen Verschlusssachen mehr sind. Das Gesetz hat jedoch 
Schwachstellen, die Union und Arbeitgeber zu verantworten haben. Ihr Widerstand gegen 
dieses Vorhaben war heftig. Nachbesserungen sind dringend nötig: Die Betriebe sind nicht 
verpflichtet, betriebliche Prüfverfahren anzuwenden und die Gehaltsstrukturen auf 
mögliche Diskriminierung zu durchleuchten. Außerdem müssten Betriebe mit weniger als 
200 Beschäftigten in das Gesetz einbezogen werden. 
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